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I
n den vergangenen Tagen und Wochen konnte 
man bisweilen den Eindruck bekommen, die 
gesamte bundesweite Presse sei nur mit einer 

einzigen Aufgabe beschäftigt: über die Zukunft, 
die Chancen und – selbst das habe ich gelesen – die 
pure Existenzberechtigung der deutschen Sozialde-
mokratie zu schwadronieren. Vielfach wurde der 
Niedergang der SPD beschworen, in den dunkelsten 
Tönen zumeist und hier und da auch garniert mit 
einer gehörigen Portion Schadenfreude. Selbst für 
Hartgesottene war das eine regelrechte Lawine, die 
über unsere Partei da hinwegrollte. 
Ohne Frage: Die derzeitigen Umfragewerte für die 
SPD sind niederschmetternd. Aber die Neuaufstel-
lung der Partei mit Saskia Esken und Norbert Wal-
ter-Borjans an der Spitze bringt neuen Schwung und 
eine klarere inhaltliche Profilierung. Wir können 
selbstbewusst auf einen erfolgreich verlaufenen 
Bundesparteitag zurückblicken, auf dem die SPD Zu-
kunftsweisendes beschlossen hat: eine Sozialstaats-
reform, die eine Abkehr von Hartz IV ebenso enthält 

wie das Konzept einer Kindergrundsicherung, eine 
schrittweise Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Eu-
ro, die Wiedereinführung der Vermögenssteuer und 
ein großes Investitionsprogramm für die öffentliche 
Infrastruktur. Ich gratuliere ganz herzlich unserer 
Bundestagsabgeordneten und Parlamentarischen 
Staatssekretärin Sarah Ryglewski, die mit einem 
tollen Ergebnis erneut in den Parteivorstand ge-
wählt wurde. Wir werden aus Bremen auch künftig 
die personelle und programmatische Erneuerung 
unserer Partei konstruktiv und engagiert begleiten. 
Wir in Bremen und Bremerhaven wissen, wie wich-
tig für die Menschen angesichts der gesellschaftli-
chen Entwicklungen eine starke Sozialdemokratie 
ist. Als Kommunalpolitiker kümmern wir uns um 
die Sorgen, Nöte und Bedürfnisse der Menschen in 
den Quartieren. Politik heißt für uns: ganz nah an 
den Menschen und der Lebenswirklichkeit dort sein. 
Aber auch auf Landes- und Bundesebene müssen 
wir im Interesse der Menschen auf den „richtigen 
Baustellen“ vertreten sein. Nämlich überall dort, 

wo es um ein selbstbestimmtes Leben geht, um den 
Arbeitsplatz und eine sichere und auskömmliche 
Existenz. Für Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten ist klar: Das alles darf nicht in Frage gestellt 
werden.
Die vergangenen vier Monate, in denen ich das Amt 
des Bürgermeisters in Bremen ausüben darf, ha-
ben mir viel Freude gemacht. Aber sie waren keine 
leichten, denn am Konjunkturhimmel sind dunkle 
Wolken aufgezogen. Der europäischen Stahlindus-
trie stehen schwere Zeiten bevor. Die Bremer Hüt-
te hat das schon zu spüren bekommen, im neuen 
Jahr gibt es für viele Beschäftigte dort Kurzarbeit. 
Thyssen-Krupp will Arbeitsplätze abbauen, Bosch 
verlagert seine Bremer Produktion nach Ungarn und 
der Windanlagenbauer Senvion hat das Aus für den 
Produktionsstandort Bremerhaven verkündet.
Natürlich gibt es auch gute Botschaften. Der Wirt-
schaftsstandort Bremen verfügt nach wie vor über

Bremen mit starkem Auftritt auf dem Bundesparteitag in Berlin (v. l. n. r.): Sören Böhrnsen (Delegierter), Roland Pahl (Landesgeschäftsführer), Eva Quante-Brandt (Gast), Jannik Michaelsen  
(Delegierter), Sarah Ryglewski (Mitglied des Parteivorstandes und Delegierte), Sebastian Schmugler (Delegierter), Sascha Karolin Aulepp (Landesvorsitzende), Andreas Bovenschulte 
(Gast), Joachim Schuster (Delegierter), Shirin Dirks (Delegierte), Carsten Sieling (Mitglied des Parteivorstandes und Delegierter), Janne Herzog (Delegierte, Mitglied der Antragskomission), 
Elias Tsartilidis (Delegierter)

GEMEINSAM IN DIE NEUE ZEIT!

Andreas Bovenschulte, Bürgermeister und Präsident des Senats der Freien Hansestadt Bremen
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MIT DER SPD IN DIE NEUE ZEIT

erhebliche Innovationskraft und Dyna-
mik. Das Bremer Mercedes-Werk behaup-
tet sich im Strukturwandel der Automo-
bilindustrie und behält innerhalb des 
Konzerns eine führende Rolle. Und auch 
der Raumfahrtstandort Bremen blickt 
optimistisch in die Zukunft. Noch nie gab 
es so viel Geld für europäische Projekte 
im All. Davon werden nicht zuletzt auch 
Bremer Unternehmen profitieren. Zudem 
entsteht in Bremerhaven ein innovatives 
Modellprojekt für ‚grünen‘ Wasserstoff – 
für viele Experten die umweltfreundli-
che Zukunftsenergie schlechthin. 
Diese und weitere Erfolgsmeldungen 
können allerdings die Zukunftssorgen 
der Menschen in den kriselnden Bran-
chen nicht lindern. Sie fürchten um ih-
ren Arbeitsplatz. Allein an der Bremer 
Hütte hängen unmittelbar und mit-
telbar knapp 20.000 Arbeitsplätze. Die 
Ankündigung von Kurzarbeit war zwar 
angesichts der europäischen Stahlkri-
se eine nicht ganz überraschende, aber 
gleichwohl sehr bittere Nachricht. Auch 
auf Bremer Initiative haben die Regie-
rungschefs der Länder deshalb bereits 
Ende Oktober über Maßnahmen zur Si-
cherung einer sozialen und klimafreund-
lichen Stahlproduktion in Deutschland 
beraten. Und sie haben den Bundes-
wirtschaftsminister aufgefordert, der 

W
ir haben Saskia Esken und 
Norbert Walter-Borjans zur 
neuen Parteispitze gewählt 

– herzlichen Glückwunsch aus Bremen 
und auf gute Zusammenarbeit! Und wir 
haben uns inhaltlich positioniert:
Der Beschluss „EIN NEUER SOZIALSTAAT 
FÜR EINE NEUE ZEIT“ bekennt sich zum 
Recht auf Gute Arbeit und auf passge-
naue Unterstützung für Arbeitsuchende, 
und dazu, dass das sozio-ökonomische 
und sozio-kulturelle Existenzminimum 
jederzeit gesichert sein muss. Wir wollen 
Hartz IV überwinden!
Zur Vision eines gerechten Sozialstaats 

Stahlindustrie im Wettbewerb gegen 
ausländischen Billigstahl beizustehen. 
Bremen steht in diesem Prozess fest 
an der Seite seiner Hütte und fordert, 
wie auch die anderen Länder, einen 
Innovationsfonds des Bundes, der die 
Umstellung der Hütten von Koks auf 
Wasserstoff unterstützt. Dieser Inno-
vationssprung wäre nicht nur gut für 
die Arbeitsplätze, sondern auch gut für 
die Umwelt. Denn die Stahlprodukti-
on könnte so weitgehend CO2-neutral 
werden. Die Stahlindustrie ist mitnich-
ten eine „Altindustrie“. Stahl ist ein Zu-
kunftswerkstoff und zahlreiche Inno-
vationen im Klimaschutz sind auf ihn 
angewiesen – etwa bei der Windkraft 
oder beim Leichtbau in der Automo-
bilindustrie. Daher wollen wir mit der 
Hütte für faire Rahmenbedingungen 
streiten – für eine Umstellung auf eine 

gehört unsere Kindergrundsicherung. 
Dafür wirbt die SPD im Land Bremen 
schon länger: Wir wollen das bisherige  
Kindergeld vom Kopf auf die Füße stel-
len und Kinder aus Hartz IV holen. Kin-
der gehören nicht in die Arbeitslosensi-
cherung, jedes Kind verdient dieselben 
Chancen, und Kinder, deren Eltern weni-
ger Einkommen haben, brauchen mehr 
Unterstützung. Und wir wollen auch die 
Infrastrukturleistungen in Kita, Schu-
le, Mobilität und Teilhabe stärken. Weil 
öffentliche Daseinsvorsorge und indivi-
duelle Ansprüche nicht gegeneinander 
stehen, sondern zwei notwendige Säulen 
einer kindgerechten Gesellschaft sind. 
Das alles wird nicht von heute auf mor-
gen durchsetzbar sein, dafür müssen wir 
gesellschaftliche Mehrheiten organisie-
ren und am Ende auch parlamentarische. 
Aber wir machen uns heute auf den Weg!
Wir haben massive Investitionen be-
schlossen, in Infrastruktur und öffentli-
che Daseinsvorsorge, in KiTas und Schu-
len, in Klimaschutz, in digitale Netze, 
in Mobilität auf Schiene und Straße, in 
bezahlbare Wohnungen. Das ist nicht 
nur dringend notwendig für die Men-
schen in unserem Land, sondern auch 
wichtig für Gute Arbeit und wirtschaft-
liche Entwicklung: Gewerkschaften und 

klimafreundliche Produktion, ohne die 
Wettbewerbsfähigkeit zu gefährden.
Ein zentrales Anliegen ist mir auch der 
Schutz von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern vor Dumpinglöhnen und 
der Schutz der Wettbewerbsfähigkeit ta-
rifgebundener Unternehmen. Nach Be-
rechnungen des DGB entgehen dem Land 
Bremen jährlich 327 Mio. Euro durch Ta-
rifflucht und Lohndumping – 126 Mio. 
Euro fehlen bei der Einkommenssteuer 
und 201 Mio. in den Sozialkassen. Und 
nicht nur das: Darüber hinaus machen 
sich Dumpinglöhne natürlich auch ganz 
konkret im Geldbeutel der Beschäftigten 
bemerkbar. 
Unsere rot-grün-rote Koalition hat sich 
deshalb zum Ziel gesetzt, die Tariftreue-
pflicht, soweit dies nach der neuen EU-
Entsenderichtlinie zulässig ist, künftig 
auf alle Bauaufträge und auf alle Dienst-
leistungsverträge auszudehnen. Ich set-
ze darauf, dass dies einen Beitrag dazu 
leistet, den Anteil der Beschäftigten mit 
Tarifvertrag wieder zu erhöhen. Dem 
rasanten Rückgang der Tarifbindung – 
alleine zwischen 2008 und 2017 um 12 
Prozentpunkte, nämlich von 67 auf 55 
Prozent wie es die Arbeitnehmerkammer 
jüngst erhoben hat – müssen wir Sozial-
demokratinnen und Sozialdemokraten 
uns entgegenstellen. n

Wirtschaftsspitzenverbände fordern in 
seltener Eintracht eine Investitionsoffen-
sive. Und wir haben auch die Grundlagen 
dafür gelegt, die dringend notwendigen 
Investitionen zu finanzieren. Da, wo es 
wirtschaftlich sinnvoll ist, darf uns der 
Fetisch der „schwarzen Null“ nicht aus-
bremsen! Gleichzeitig müssen wir dafür 
sorgen, dass die Superreichen angemes-
sen Verantwortung für unser Gemein-
wesen übernehmen. Deshalb wollen wir 
die Vermögenssteuer. Auch um kleine 
und mittlere Einkommen zu entlasten.
Mit dem von Bremen mit initiierten Be-
schluss „Gemeinsam an der Seite der 
Stahlarbeiter*innen“ geben wir ein kla-
res Bekenntnis zu unserem Stahlstand-
ort und die Unterstützung auf dem Weg 
zur Klimaneutralität ab. Es macht kei-
nen Sinn, dass der hier mit hohen Auf-
lagen und guten Arbeitsbedingungen 
produzierte Stahl durch den Import von 
„schmutzigem“ Stahl aus Nicht-EU-Län-
dern verdrängt wird, bei dessen Produk-
tion Umweltschutz und faire Arbeitsbe-
dingungen keine Rolle spielen. Deshalb 
ist auch der Beschluss zum Klimaschutz 
auf Initiative der Bremischen Delegation 
nachgeschärft worden: wir wollen den 
nötigen CO2-Grenzausgleich nicht nur 
prüfen, wir wollen ihn einführen! n

Unsere Bundestagsabgeordnete Sarah Ryglew-
ski (links) wurde mit einem sehr guten Ergebnis 
wieder in den Parteivorstand gewählt. Die Lan-
desvorsitzende Sascha Karolin Aulepp freut 
sich, dass Bremen wieder mit einer starken Frau 
im Parteivorstand vertreten ist.

Andreas Bovenschulte ist seit 
Mitte August 2019 Bremer 
Bürgermeister und Präsident 
des Senats der Freien Hanse-
stadt Bremen. Erst kurz zu-
vor, im Juni des Jahres, war er 
zum Fraktionsvorsitzenden 
der SPD-Bürgerschaftsfraktion 
gewählt worden. Zuvor war 
der promovierte Jurist ab 
2014 Bürgermeister in Weyhe 
und von 2010 bis 2013 Lan-
desvorsitzender der Bremer 
SPD. Andreas Bovenschulte 
ist seit 1984 Mitglied der SPD 
und seit 30 Jahren Mitglied 
der Gewerkschaft ver.di.
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Bericht vom Bundesparteitag 6.–8. Dezember 2019
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ANZEIGE

Während seiner Zeit im Bildungsressort 
gab es den größten Schülerberg und ent-
sprechend hohe Schulbau-Investitionen. 
Die Gründung der Gesamtschulen ge-
hört ebenso zu seinen Leistungen wie 
die Schaffung der Orientierungsstufe. 
Das sind nur Beispiele. Und als Finanzse-
nator und Bürgermeister kämpfte er um 
gerechtere Mittelzuweisungen für Bre-
men. Während seiner Zeit als Landesvor-
sitzender erzielte Thape 1971 gemeinsam 
mit Hans Koschnick das höchste Wahler-
gebnis (55,3 %). Der „geborene“ Sozialde-
mokrat blühte auf, wenn er angegriffen 
wurde und wurde streitbar bei Unge-
rechtigkeiten: Ein Vorbild in jeder Weise!
Sicherlich kann man heute nicht mehr 
regieren mit Mitteln wie zu seiner ak-
tiven Zeit. Was wir aber heute und in 
Zukunft mehr denn je nötig haben: Das 
sind Politiker vom Schlage Moritz Thape, 
Sozialdemokraten mit Durchsetzungs-
stärke und klaren Zielen, die jeder ver-
steht und die – wenn nötig – auch un-
bequem sind. Das wäre sicherlich auch 
sein Wunsch, wenngleich seine Antwort 
so ausfallen würde: „Macht nicht so viel 
Wirbel um mich, macht Eure Arbeit für 
die Menschen“. n

D
ie Vorbereitungen zur Feier sei-
nes 100. Geburtstages am 19. 
Februar liefen bereits. Nun ver-

starb aber unser früherer SPD-Landes-
vorsitzender, Senator und Bürgermeis-
ter Moritz Thape nach kurzer Krankheit. 
Mit ihm verlieren wir einen aufrechten 
Sozialdemokraten mit hohem Ansehen 
und ich einen langjährigen und immer 
solidarischen verlässlichen Weggefähr-
ten, der sich große Verdienste um Bre-
men und die SPD erworben hat. Er hat 
gestaltet, Spuren hinterlassen und war 
in jeder Weise durchsetzungsstark und 

ging immer fair mit allen um – auch mit 
seinen politischen Gegnern.
Herausragend ist die Gründung der Uni-
versität Bremen, die er gegen Widerstän-
de durchsetzte und die es ohne ihn nie 
gegeben hätte. Dabei war er für einige 
Kritiker zu links, für andere zu rechts – 
wobei er nichts von solchen politischen 
Festlegungen hielt. Lehre und Forschung 
sind dort hoch gelobt; sie wurde gerade 
als beste junge Universität Deutschlands 
ausgezeichnet. Es erfüllte ihn bei aller 
Bescheidenheit mit Stolz, dass er ihr ers-
ter Ehrenbürger wurde.

VERDIENSTVOLL FÜR BREMEN UND DIE SPD GEWIRKT
Ein Nachruf von Senator a. D. Helmut Fröhlich zum Tode von Moritz Thape
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Moritz Thape
*19.2.1920 † 8.11.2019

Die Bremer SPD trauert um 
Moritz Thape: Moritz ist 99 
Jahre alt geworden, über 70 
Jahre war er Mitglied der Par-
tei, von 1962 bis 1972 war er 
Landesvorsitzender der Bre-
mer SPD. Moritz Thape war 
von 1959 bis 1965 und nach 
seiner 20-jährigen Zeit als 
Senator der Freien Hansestadt 
Bremen (1965 bis 1985) noch-
mals von 1985 bis 1987 Abge-
ordneter der Bremischen 
Bürgerschaft. In seiner Zeit im 
Senat war er von 1965 bis 
1979 Bildungssenator, ab 
1967 bis 1975 auch Senator 
für Wissenschaft und Kunst, 
von 1979 bis 1985 Stellvertre-
tender Präsident des Senats 
und Bremer Bürgermeister 
sowie Senator für Finanzen.
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D 
ie Bürgerschaft hat sich klar 

zum Bremer Stahlwerk be-

kannt. Sie verabschiedete einen 

Antrag, den alle Fraktionen gemeinsam 

eingebracht hatten. 

Darin fordern sie unter anderem fai-

re Wettbewerbsbedingungen auf euro-

päischer Ebene und Schutz der Bremer 

Hütte vor Billigimporten, die in Ländern 

mit niedrigeren Sozial- und Umwelt-

standards hergestellt werden. Und sie 

fordern von der EU und vom Bund För-

W
er ohne Fahrschein ein öf-

fentliches Verkehrsmittel 

nutzt, begeht bisher eine 

Straftat. Die Bürgerschaft hat nun be-

schlossen, dass Bremen sich einer Bun-

desratsinitiative des Landes Thüringen 

anschließen soll, die zum Ziel hat, die 

unbefugte Nutzung öffentlicher Ver-

kehrsmittel als Straftatbestand aus dem 

Strafgesetzbuch zu streichen und sie 

stattdessen als Ordnungswidrigkeit in 

das entsprechende Gesetz aufzunehmen. 

Eine solche rechtliche Einordnung sei 

der Tat angemessener als die aktuelle Re-

gelung, sagte der SPD-Abgeordnete Hol-

ger Welt. „Das Strafrecht ist und bleibt 

das schärfste Schwert des Rechtsstaa-

tes. Es kann nur die Ultima Ratio sein. 

Und gerade ein starker, demokratischer  

Rechtsstaat zeichnet sich dadurch aus, 

dass er mit angemessener Härte durch-

greift, dabei immer die Verhältnismäßig-

keit beachtet und nicht mit Kanonen auf 

derprogramme für den ökologischen 

Umbau der Stahlindustrie. Denn für 

den wirtschaftspolitischen Sprecher der 

SPD-Fraktion, Volker Stahmann, steht 

fest: „Sauberer Stahl ist eine Zukunfts-

technologie.” 

Und dass das Stahlwerk von heraus-

ragender Bedeutung für Bremen und 

die Wirtschaft ist, daran ließ Stahmann 

keinen Zweifel. „Stahl ist als Grundstoff 

einer der zentralen Kerne der deut-

schen Wirtschaft – und nicht ersetzbar.  

Spatzen schießt.” Gleichwohl müsse das 

Fahren ohne Fahrschein weiterhin kon-

sequent sanktioniert werden, so Welt, 

allerdings nicht mehr schlimmstenfalls 

mit dem Entzug der Freiheit. „Davon 

unberührt bleibt außerdem, dass die 

Verkehrsunternehmen weiterhin ihren 

Anspruch auf das erhöhte Beförderungs-

entgelt zivilrechtlich durchsetzen kön-

nen”, erklärte Welt. n 

BEKENNTNIS ZUM STAHLWERK 
Bürgerschaft fordert Schutz der Bremer Hütte vor Billigimporten

ORDNUNGSWIDRIGKEIT STATT STRAFTAT
Bürgerschaft will Fahren ohne Fahrschein entkriminalisieren

STÄDTISCHER EINFLUSS  
AUCH IN HEMELINGEN
Die Bürgerschaft will Bremen nun auch 

Einfluss auf die weitere Entwicklung in 

Hemelingen sichern, nachdem sie be-

reits ein Vorkaufsrecht für das Hachéz-

Gelände in der Neustadt beschlossen 

hatte. Dazu hat sie den Senat nun in 

einem von der SPD-Fraktion auf den 

Weg gebrachten Antrag aufgefordert, ihr 

ein Vorkaufsrecht sowie eine Verände-

rungssperre für das ehemals von den 

Firmen Könecke und Coca Cola genutzte 

Gelände vorzulegen. Für Falk Wagner, 

Sprecher für Stadtentwicklung der SPD-

Fraktion, steht fest: „Das ist eine Chance, 

die sich nur alle paar Jahrzehnte so 

ergibt. Und diese historische Chance für 

Hemelingen sollten wir nutzen.” Ziel sei 

es, ein neues Zentrum zu bilden, in dem 

nachbarschaftliches Wohnen, Einkau-

fen und Mobilität ein eng geknüpftes 

Netz bildeten. Auch sollen neue Wegbe-

ziehungen in die Innenstadt entstehen. 

Ziel sei zudem, dass Wohnen – auch 

durch den Bau neuer, preisgünstiger 

Mietwohnungen – bezahlbar bleibt.  n 

Das Stahlwerk in Bremen 
steckt in Schwierigkeiten. 
Die Bürgerschaft hat sich 
nun in einem Antrag klar zur 
Hütte bekannt und fordert 
für sie faire Wettbewerbs-
bedingungen. 

Fahren ohne Fahrschein 
soll nach dem Willen der 
Bürgerschaft künftig als 
Ordnungswidrigkeit statt als 
Straftat behandelt werden. 
So könnte eine Haft für die-
jenigen, die ihre Strafe nicht 
zahlen können, vermieden 
werden.
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Viele andere Branchen und Arbeitsplät-

ze sind davon abhängig. Und kein an-

derer Werkstoff ist praktisch unendlich 

wiederverwendbar”, erklärte er. 

Doch die weltweiten Wettbewerbs-

bedingungen seien verzerrt, und die 

Sozial- und Umweltstandards, unter de-

nen Stahl etwa in China und der Türkei 

hergestellt werde, ermöglichten es den 

Produzenten, den Druck auf die Preise 

auf dem Weltmarkt weiter zu erhöhen. 

Stahmann: „Es kann nicht sein, dass 

‚schmutzig‘ ein Wettbewerbsvorteil ist. 

Wir brauchen hier einen Ausgleich, eine 

Bewegung von schmutzigem hin zu sau-

berem Stahl.”

Stahmann betonte zudem, dass 

4.000 Arbeitsplätze in der Bremer Hütte 

und noch einmal so viele Arbeitsplätze 

bei Zulieferern auf dem Spiel stünden. 

Auch deshalb habe das Werk eine große 

Bedeutung für Bremen. Und so fasste 

er abschließend zusammen: „Unser ge-

meinsamer Antrag ist ein Bekenntnis zu 

den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

des Stahlwerks sowie deren Familien. Er 

ist ein Bekenntnis zum Werkstoff Stahl 

und zu ArcelorMittal in Bremen. Er ist 

aber auch eine Aufforderung an Arcelor-

Mittal, bei der Entwicklung von um-

weltfreundlichen Technologien nicht 

nachzulassen. Denn sauberer Stahl ist 

eine Zukunftstechnologie!”  n 
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